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460 . Bundesgesetz vom 2. Dezember 1971,
mit dem das Einkommensteuergesetz geän-

dert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Im § 33 a des Einkommensteuergesetzes 1967,
BGBl. Nr. 268, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBL Nr. 9/1969, 194/1969, 9/1970, 325/1970,
370/1970, 168/1971, 228/1971 und 370/1971 wer-
den nach Abs. 3 folgende Bestimmungen einge-
fügt:

„(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 sind
für Neugründungen des ersten gemeinsamen
Hausstandes aus Anlaß einer Eheschließung, die
nach dem 31. Dezember 1971 erfolgt, nicht mehr
anzuwenden. Die für die Neugründung des ersten
gemeinsamen Hausstandes aus Anlaß einer Ehe-
schließung entstehenden Aufwendungen sind ab
1. Jänner 1972 als außergewöhnliche Belastun-
gen gemäß § 33 nur zu berücksichtigen, wenn sie
im Zusammenhang mit der ersten Eheschließung
erfolgen. Anspruch auf die Geltendmachung der
außergewöhnlichen Belastung im Sinne dieser Be-
stimmung hat jede unbeschränkt steuerpflichtige
Person (§ 1 Abs. 1), die sich erstmalig verehe-
licht und zum Zeitpunkt ihrer Verehelichung im
Bundesgebiet ihren Wohnsitz und den Mittel-
punkt ihrer Lebensinteressen hat. Diese außer-
gewöhnliche Belastung wird jedem Anspruchs-
berechtigten über Antrag durch Zahlung eines
einmaligen Betrages von 7500 S abgegolten.

(5) Für die Abgeltung ist das Wohnsitzfinanz-
amt (§ 55 der Bundesabgabenordnung, BGBl.
Nr. 194/1961, in der jeweils geltenden Fassung)
zuständig. Der Antrag ist bei diesem Finanzamt
innerhalb der Frist von 12 Monaten nach der
Verehelichung zu stellen. Der Antragsteller hat
die Tatsache seiner ersten Verehelichung dem Fi-
nanzamt durch eine beglaubigte Abschrift aus den
Personenstandsbüchern (Familienbuch) nachzu-
weisen.

(6) Das Finanzamt hat einen Bescheid nur dann
zu erlassen, wenn einem Antrag nicht stattge-
geben wird. Zu Unrecht abgegoltene Beträge sind
rückzuzahlen."

Artikel II

Die abzugeltenden Beträge sind insgesamt mit
25 v. H. zu Lasten des Aufkommens an veranlagter
Einkommensteuer einschließlich der Beiträge und
der Sonderabgabe vom Einkommen und mit
75 v. H. zu Lasten des Aufkommens an Lohn-
steuer einschließlich der Beiträge und der Sonder-
abgabe vom Einkommen zu verrechnen.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch
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4 6 1 . Bundesgesetz vom 2. Dezember 1971,
mit dem das Bundesgesetz betreffend die
Förderung der Finanzierung von Entwick-
lungs- und Erneuerungsinvestitionen geän-

dert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Bundesgesetz vom 23. Jänner 1969, BGBl.

Nr. 56, betreffend die Förderung der Finanzierung
von Entwicklungs- und Erneuerungsinvestitionen
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 54/
1971 wird wie folgt geändert:

1. § 1 hat zu lauten:
„§ 1. (1) Zur Erleichterung der Finanzierung

von Entwicklungs- und Ernenerungsinvestitionen
wird der Bundesminister für Finanzen ermächtigt,
namens des Bundes gegenüber Kreditunterneh-
mungen, Versicherungsunternehmungen sowie
vom ERP-Fonds als Treuhänder ermächtigten
Kreditunternehmungen Bürgschaften (Nachbürg-
schaften) für Ausfallsbürgschaften (Vorbürgschaf-
ten) zu übernehmen, die die Entwicklungs- und
Erneuerungsfonds Gesellschaft mit beschränkter
Haftung (im folgenden Gesellschaft genannt) für
von dieses Kreditgebern ah folgende Kredit-
nehmer; und zwar

a) an inländische private oder verstaatlichte
industrielle oder gewerbliche Produktions-
oder Forschungsunternehmungen,

b) an Unternehmungen und Einrichtungen der
inländischen Fremdenverkehrswirtschaft
und

e) an Unternehmungen und Einrichtungen der
inländischen Verkehrswirtschaft,

gewährte Darlehen und Kredite (im folgenden
Kredite genannt) in Schillingwährung übernimmt.
Für der Anschaffung von Kraftfahrzeugen die-
nende Darlehen und Kredite sind jedoch Bürg-
schaften nach diesem Bundesgesetz nicht zulässig.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 sind sinn-
gemäß anzuwenden, wenn eine Einzelunterneh-
mung oder eine Beteiligung an einer Kapitalgesell-
schaft, einer Offenen Handelsgesellschaft oder
elfter Kommanditgesellschaft im Inland oder Aus-
land erworben wird."

2. Dem § 2 sind folgende Abs. 3 und 4 anzu-
fügen:

„(3) Im Falle der Inanspruchnahme des Bundes
aus einer Nachbürgschaft hat der Bundesminister
für Finanzen namens des Bundes auf die Gel-
tendmachung von Regreßansprüchen gegen die
Gesellschaft tu verzichten.

(4) Die Gesellschaft hat Sammelwertberich-
tigungen im Sinne des § 10 des Rekonstruktions-
gesetzes, BGBl. Nr. 183/1955, nicht zu bilden."

3. Die Z. 3 im § 3 hat zu lauten:

„3. die Vorbürgschaft der Gesellschaft im Ein-
zelfall auf Antrag des Kreditgebers entweder

a) mit höchstens 85 v; H: der Kreditsumme
(verbürgter Kreditteil) zuzüglich Zinsen und
Kosten oder

b) in Höhe der Kreditsumme, jedoch aus-
schließlich der Zinsen und Kosten,

übernommen wird. Falls der gewährte Kredit
als Deckung für vom Kreditgeber auszugebende
langfristige Obligationen bestimmt oder es zu-
folge gesetzlicher Veranlägungsvorschriften beim
Kreditgeber erforderlich ist, kann die Gesellschaft
die Vorbürgschaft bis zur vollen Höhe der Kre-
ditsumme zuzüglich Zinsen und Kosten über-
nehmen, wenn sich der Kreditgeber, eine andere
Kreditunternehmung oder eine Körperschaft des
öffentlichen Rechts verpflichtet, im Falle der In-
anspruchnahme der Bürgschaft die Gesellschaft
und den Bund nach Erfüllung der Bürgschafts-
verpflichtungen entweder mit mindestens 15 v. H.
des Ausfalls oder mit den gesamten Zinsen und
Kosten schadlos zu halten."

4. Dem § 4 ist folgender Abs. 4 anzufügen:

„(4) Die grundbücherlichen Eingaben und die
grundbücherlichen Eintragungen zur pfandrecht-
lichen Sicherstellung der im § 1 genannten Dar-
lehen und Kredite sind von den Gerichtsgebühren
befreit."

5. Nach § 5 ist als § 6 folgende Bestimmung
einzufügen:

„§ 6. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, namens des Bundes für Kreditopera-
tionen (Aufnahme von Krediten, Begebung von
Anleihen oder sonstigen festverzinslichen Wert-
papieren) inländischer Kreditunternehmungen
Haftungen in form von Garantien zu überneh-
men, wenn

a) der Erlös der Kreditoperationen zur Finan-
zierung von Investitionen im Sinne des § 1
dieses Bundesgesetzes verwendet wird;

b) die Kredite, zu deren Finanzierung der Er-
lös der Kreditoperationen dient, durch eine
Ausfallsbürgschaft gemäß § 1 Abs. 1 dieses
Bundesgesetzes gedeckt sind;

c) die Laufzeit der Anleihe, des Darlehens und
des sonstigen Kredites 25 Jahre nicht über-
steigt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung bei An-
leihen, Darlehen und sonstigen Krediten in
inländischer Währung unter Zugrunde-
legung der folgenden Formel nicht mehr als
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das Zweieinhalbfache des im Zeitpunkt der
Kreditaufnahme geltenden Zinsfußes für
Eskontierungen der Oesterreichischen Na-
tionalbank (§ 48 Abs. 2 das Nationalbank-
gesetzes 1955, BGBl. Nr. 184, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 276/
1969) beträgt:

e) die prozentuelle Gesamtbelastung bei An-
leihen, Darlehen und sonstigen Krediten in
ausländischer Währung nach der Formel
laut lit. d nicht mehr als das Zweieinhalb-
fache des arithmetischen Mittels aus den im
Zeitpunkt der Schuldaufnahme geltenden
offiziellen Diskontsätzen in Belgien, der
Bundesrepublik Deutschland, Frankreich,
Großbritannien, den Niederlanden, Schwe-
den, der Schweiz und den USA (New York)
beträgt und

f) die Kreditoperation in Schilling, Belgischen
Franken, Deutschen Mark, Französischen
Franken, Holländischen Gulden, Italieni-
sches Liren, Japanischen Yen, Kanadischen
Dollar, Luxemburgischen Franken, Pfund
Sterling, Schwedischen Kronen, Schweizer
Franken, US-Dollar oder in Rechnungsein-
heiten, die auf mehreren dieser Währun-
gen beruhen, erfolgt.

Eine solche Kreditoperation darf im Einzelfall
den Betrag (Gegenwert) von 500 Millionen Schil-
ling nicht übersteigen. Für die Beurteilung der
Gesamtbelastung bei Krediten, bei welchen die
Zinssätze jeweils für bestimmte Zeitabschnitte
variabel festgesetzt werden, ist für die vertrag-
liche Laufzeit die Gesamtbelastung nach der For-
mel laut lit. d zum Zeitpunkt des Vertrags-
abschlusses maßgebend. Für die Ermittlung der
Gesamtlastung bei Anleihen sind vertraglich
vorgesehene Tlilgungsmöglichkeiten durch frei-
händigen Rückkauf nicht zu berücksichtigen."

6. Der bisherige § 6 erhält die Bezeichnung
„7" und hat zu lauten:

„§ 7. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, der Gesellschaft aus Bundesmitteln
Zuschüsse bis zum Betrage der Verluste der Ge-
schäftsjahre 1969 bis 1976, höchstens jedoch
4 Millionen Schilling im einzelnen Jahr, zu ge-
währen. Dies hat zur Voraussetzung, daß sich die
Gesellschaft verpflichtet, dem Bundesminister für
Finanzen über die Höhe der aufgelaufenen Ver-
luste und die Verwendung der Zuschüsse jeder-
zeit die verlangten Aufklärungen, insbesondere
auch im Wege der Einsicht in die Bücher, zu er-
teilen."

7. Der bisherige § 7 erhält die Bezeichnung
"§ 8".

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich des
Art. I Z. 4 der Bundesminister für Justiz be-
traut.

Jonas
Kreisky Androsch Broda

4 6 2 . Bundesgesetz vom 2. Dezember
1971, mit dem das Zuckergesetz geändert

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Zuckergesetz BGBl. Nr. 217/1967, wird
wie folgt geändert:

Der Abs. 2 des § 1 hat zu lauten:

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1972
in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können bereits vor seinem Inkrafttreten
erfassen werden, treten jedoch frühestens gleich-
zeitig mit diesem Bundesgesetz in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch
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4 6 3 . Bundesgesetz vom 2. Dezember
1971, mit dem das Stärkegesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Stärkegesetz, BGBl. Nr. 218/1967, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 150/1969
wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 2 hat die lit. b zu lauten:

„b) 11.05 Mehl, Grieß und Flocken, von
Kartoffeln".

2. Im § 1 Abs. 2 hat die lit. d zu lauten:

„d) ex 11.08 Stärke."

3. Im § 1 hat der Abs. 3 zu lauten:

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1972 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können bereits vor seinem Inkrafttreten
erlassen werden, treten jedoch frühestens gleich-
zeitig mit diesem Bundesgesetz in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

4 6 4 . Bundesgesetz vom 2. Dezember
1971, mit dem das Ausgleichsabgabegesetz

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Ausgleichsabgabegesetz, BGBl. Nr. 219/

1967, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.

Nr. 151/1969 und 411/1970 wird wie folgt ge-
ändert:

1. Im § 1 Abs. 3 lit. a wird der Wortlaut des
Klammerausdruckes der Zolltarifnummer ex 23.07
durch folgenden Wortlaut ersetzt:
„(Tierfutter, melassiert oder gezuckert; andere
Futtermittelzubereitungen)".

2. Der Abs. 4 des § 2 hat zu lauten:

„(4) Der bewegliche Teilbetrag ergibt sich aus
dem Unterschied zwischen dem Inlands- bzw.
Schwellenpreis nach § 3 und dem Auslands- bzw.
Frei-Grenze-Preis nach § 4 der für die Herstel-
lung der betreffenden Waren üblicherweise benö-
tigten Mengen von Zucker, Getreide, Grieß, Ge-
treidemehl, Stärke und Milch und Erzeugnissen
aus Milch. Der jeweilige Gehalt an Milch und Er-
zeugnissen aus Milch ist auf ein Trockenmilch-
äquivalent umzurechnen. Für die üblicherweise
benötigten Mengen von Waren der Zolltarifnum-
mern 17.02 A und B tritt an Stelle des Unter-
schiedes zwischen dem Inlands- bzw. Schwellen-
preis und dem Auslands- bzw. Frei-Grenze-Preis
der für diese Vorprodukte jeweils in Betracht
kommende bewegliche Teilbetrag gemäß § 3
Abs. 2 des Stärkegesetzes, BGBl. Nr. 218/1967.
Der Berechnung des beweglichen Teilbetrages für
Waren der Zolltarifnummer ex 38.19 L ist bei
Stärke die Abschöpfung für Kartoffelstärke ge-
mäß Stärkegesetz zugrunde zu legen. Der Berech-
nung des beweglichen Teilbetrages für Waren der
Zolltarifnummern 23.07 und ex 38.19 L ist der
gesamte Zuckergehalt zugrunde zu legen."

3. Der Abs. 3 des § 3 hat zu lauten:

„(3) Für Zucker und Stärke gilt als Inlands-
preis der nach den Bestimmungen des Zucker-
gesetzes, BGBl. Nr. 217/1967, oder des Stärke-
gesetzes ermittelte Schwellenpreis."

4. Der Abs. 2 des § 4 hat zu lauten:

„(2) Für Zucker und Stärke gilt als Auslands-
preis der nach den Bestimmungen des Zuckerge-
setzes oder des Stärkegesetzes ermittelte Frei-
Grenze-Preis."

5. In der Anlage hat die Warenbezeichnung der
Zolltarifnummer 11.09 zu lauten:

„11.09 Weizenkleber, auch getrocknet".

6. In der Anlage erhält die Subposition B der
Zolltarifnummer 17.02 die Bezeichnung „C" und
die bisherige Subposition C dieser Nummer die
Bezeichnung „D".

7. In der Anlage hat die Warenbezeichnung der
Zolltarifnummer 19.02 zu lauten:

„19.02 Zubereitungen für die Ernährung von
Kindern oder für den Diät- oder Küchen-
gebrauch, auf der Grundlage von Mehl,
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Grieß, Stärke oder Malzextrakt, auch mit j
einem Gehalt an Kakao von weniger als |
50% des Gewichtes."

8. In der Anlage hat die Warenbezeichnung der
Zolltarifnummer 20.03 zu lauten:

„20.03 Früchte, gefroren, mit Zuckerzusatz".

9. In der Anlage wird der Wortlaut des Klam-
merausdruckes der Zolltarifnummer ex 23.07
durch folgenden Wortlaut ersetzt:
„(Tierfutter, melassiert oder gezuckert; andere
Futtermittelzubereitungen)".

10. In der Anlage erhält die Subposition N der
Zolltarifnummer ex 38.19 die Bezeichnung „L".

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1972
in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können bereits vor seinem Inkrafttreten
erlassen werden, treten jedoch frühestens gleich-
zeitig mit diesem Bundesgesetz in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

4 6 5 . Bundesgesetz vom 2. Dezember
1971, mit dem das Bundesgesetz betreffend
eine Abgabe auf bestimmte Stärkeerzeugnisse

geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 26. März 1969, BGBl.
Nr. 152, betreffend eine Abgabe auf bestimmte
Stärkeerzeugnisse wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 1 lit. d erhält die Subposition N
der Nummer 38.19 des Zolltarifes die Bezeich-
nung „L".

2. Im § 4 Abs. 4 lit. b erhält die Subposition N
der Nummer 38.19 des Zolltarifes die Bezeich-
nung „L".

3. Im § 3 hat der Abs. 2 zu lauten:

„(2) Der Nachweis, daß die Voraussetzungen
für die Abgabenbefreiung nach Abs. 1 lit. a ge-
geben sind, ist durch eine Bestätigung zu erbrin-
gen, die das Bundesministerium für Handel, Ge-
werbe und Industrie im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft über Antrag auszustellen hat. Auf das
Verfahren gemäß diesem Absatz finden die Be-
stimmungen des Allgemeinen Verwaltungsver-

fahrensgesetzes 1950, BGBl. Nr. 172, Anwen-
dung."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1972 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich des Art. I Z. 3 der Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft, im übrigen der Bundesminister
für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch Staribacher Weihs

4 6 6 . Bundesgesetz vom 15. Dezember 1971,
mit dem das Futtermittelgesetz geändert

wird (Futtermittelgesetz-Novelle 1971)
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Die Einleitung des § 6 a Abs. 1 des Futter-

mittelgesetzes, BGBl. Nr. 97/1952, in der Fas-
sung der Futtermittelgesetz-Novelle 1970, BGBl.
Nr. 180, hat zu lauten:

„Waren dar Nummer 23.07 des Zolltarifes
(Zolltarifgesetz 1958, BGBl. Nr. 74, in der jeweils
geltenden Fassung) — im folgenden als Futter-
mittelzubereitungen bezeichnet — dürfen, soweit
in den folgenden Absätzen nicht anderes be-
stimmt ist, in das Zollgebiet nur eingeführt wer-
den, wenn sie".

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1972
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft, soweit die Anwendung des Zoll-
tarifes und die zollamtliche Abfertigung in Be-
tracht kommen, und im übrigen der Bundesmini-
ster für Land- und Forstwirtschaft betraut.

Jonas
Kreisky Weihs Androsch

4 6 7 . Bundesgesetz vom 15. Dezember 1971,
mit dem das Bundesgesetz über die Erhe-
bung eines Importausgleiches bei der Einfuhr
von Erzeugnissen der Geflügelwirtschaft ge-

ändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

§ 1 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 27. März
1969, BGBl. Nr. 135, über die Erhebung eines
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Importausgleiches bei der Einfuhr von Erzeug-
nissen der Geflügelwirtschaft hat zu lauten wie
folgt:

„(1) Anläßlich der Einfuhr der nachstehend
genannten Waren ist nach Maßgabe der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes ein Importausgleich
einzuheben:

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1972 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft betraut.

Jonas
Kreisky Weihs

4 6 8 . Bundesgesetz vom 15, Dezember 1971,
mit dem das Qualitätsklassengesetz geändert

wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Qualitätsklassengesetz, BGBl. Nr. 161/

1967, wird wie folgt geändert:

Die Anlage hat zu lauten:

„Landwirtschaftliche Erzeugnisse im Sinne des
§ 1 Abs. 3 sind (angeführt unter Verwendung
der Tarifnummer und Warenbezeichnung des
Zolltarifgesetzes 1958, BGBl. Nr. 74, in der
jeweils geltenden Fassung):

Artikel II
(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner

1972 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft im Einvernehmen mit den Bundesministern
für soziale Verwaltung und für Handel, Gewerbe
und Industrie betraut.
Jonas

Kreisky Weihs Häuser Staribacher

4 6 9 . Bundesgesetz vom 15. Dezember 1971,
mit dem das Außenhandelsgesetz 1968 ge-

ändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Außenhandelsgesetz 1968, BGBl. Nr. 314,

wird wie folgt geändert:
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Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1972
in Kraft.

(2) Die zu seiner Durchführung zu erlassenden
Verordnungen können schon an dem auf die
Kundmachung folgenden Tag erlassen werden;
sie treten jedoch frühestens gleichzeitig mit dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in Kraft.

(3) Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses
Bundesgesetzes richtet sich nach § 27 des Außen-
handelsgesetzes 1968.

Jonas
Kreisky Staribacher Weihs
Androsch Broda Häuser
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